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GEGENSTAND: Zulässigkeit des  Bürgerbegehrens  "Für  den  Erhalt,  die  Sanierung,
Ertüchtigung des  vorhandenen  Kita-Standortes  "Sonnenzauber"
Mittelstraße/Raguhn und  gegen  dessen  Neubau  auf  dem
Markeschen Platz"    

Kurzdarstellung des  Sachverhaltes: In seiner  Sitzung  am  30.09.2020  hat  der
Stadtrat mit  B.-Nr.  47-2020  den  Grundsatzbeschluss  zur
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung Sanierung,  Rückbau/Teilneubau  oder  vollständiger
Neubau der  Kita  "Sonnenzauber" im OT Raguhn gefasst.  In diesem Beschluss legte
er mehrheitlich  fest,  dass  die  Variante  3.2  -  vollständiger  Neubau  der
Kindertageseinrichtung auf  dem  Markeschen  Platz  durch  die  JWG  befürwortet  wird.
Die Veröffentlichung des Beschlusses erfolgte im Amtsblatt der Stadt Raguhn-Jeßnitz
am 30.10.2020. Um ein Bürgerbegehren gegen diesen Beschluss einzuleiten, ist § 26
Abs. 5 KVG LSA maßgeblich.
Demnach endete  die  Frist  zur  Einreichung  des  Bürgerbegehrens  mit allen
erforderlichen Unterlagen/Unterschriften  nach 2  Monaten  -  demzufolge  am
29.12.2020 um  24:00  Uhr.  Eine  Bürgerinitiative  hat  am  29.12.2020  um  14.00  Uhr
fristgerecht 1179 Unterschriften abgegeben, die das Bürgerbegehren "Für den Erhalt,
die Sanierung,  Ertüchtigung  des  vorhandenen  Kita-Standortes  "Sonnenzauber"
Mittelstraße/Raguhn und  gegen  dessen  Neubau  auf  dem  Markeschen  Platz "
unterstützen.
Die Fragestellung lautete:

"Sind Sie  für  den  Erhalt,  die  Sanierung,  Ertüchtigung
der bisherigen Kita Mittelstraße Raguhn und somit für
den Erhalt  des  Markeschen  Platzes  als  unbebaute,
öffentliche Freifläche?"

Mit dem Bürgerbegehren und dem sich ggf. anschließenden Bürgerentscheid soll der
Beschluss Nr. 47-2020 (Schließung des Standortes Mittelstraße und Neubau auf dem
Markeschen Platz)  des  Stadtrates  rückgängig  gemacht  werden  (sogenannter
"kassierender Bürgerentscheid").

Über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens entscheidet der Stadtrat.  

Gesetzliche
Grundlagen:

§ 26 KVG LSA    

Finanzielle Auswirkungen: Nein
Produkte / Kostenstellen im laufenden HH-Jahr Folgejahr/e 

 

Anw Ja N E



BESCHLUSS-VORSCHLAG: Der Stadtrat der Stadt Raguhn-Jeßnitz beschließt, dass
das Bürgerbegehren   "Für  den Erhalt,  die  Sanierung,  Ertüchtigung des vorhandenen
Kita-Standortes "Sonnenzauber"  Mittelstraße/Raguhn und gegen dessen Neubau auf
dem Markeschen Platz" formell und materiell zulässig ist.    

ABSTIMMUNGSERGEBNIS
Mitgliederzahl (+ Bgm.): 20
Anwesende Mitglieder: davon Mitwirkungsverbot (§ 33 KVG LSA): ____

Ja-Stimmen
Nein-Stimmen
Enthaltungen



 Detaillierte Darstellung des Sachverhaltes zu BV  1-2021

Mit dem  Bürgerbegehren  und  dem sich  ggf.  anschließenden  Bürgerentscheid  soll  der
Beschluss Nr.  47-2020 (Schließung des Standortes  Mittelstraße und Neubau auf  dem
Markeschen Platz)  des  Stadtrates  rückgängig  gemacht  werden  (sogenannter
"kassierender Bürgerentscheid "). Für  die  Einreichung  eines  Bürgerbegehrens,  dem
ggf. ein Bürgerentscheid folgt, ist § 26 KVG LSA maßgeblich.

§ 26
Bürgerbegehren

(1) Die  Bürger  können  mit  einem  Bürgerbegehren  beantragen,  dass  sie  über  eine
Angelegenheit der Kommune selbst entscheiden.

(2) Gegenstand  eines  Bürgerbegehrens  können  Angelegenheiten  des  eigenen
Wirkungskreises der  Kommune  sein,  die  in  der  Entscheidungszuständigkeit  der
Vertretung liegen  und  zu  denen  nicht  innerhalb  der  letzten  zwei  Jahre  ein
Bürgerentscheid durchgeführt worden ist. Ein Bürgerbegehren ist unzulässig über

1. die innere Organisation der Verwaltung der Kommune,

2. die  Rechtsverhältnisse  der  ehrenamtlichen  Mitglieder  der  Vertretung,  des
Hauptverwaltungsbeamten, des  Bürgermeisters  der  Mitgliedsgemeinde  einer
Verbandsgemeinde und der Beschäftigten der Kommune,

3. die  Haushaltssatzung,  einschließlich  der  Haushaltspläne  oder  der  Wirtschaftspläne
der Eigenbetriebe,  die  kommunalen  Abgaben  und  die  Tarife  der  Versorgungs-  und
Verkehrsbetriebe der Kommune,

4. die  Feststellung  des  Jahresabschlusses  der  Kommune  und  der  Jahresabschlüsse
der Eigenbetriebe und des Gesamtabschlusses,

5. Entscheidungen über Rechtsbehelfe und Rechtsstreitigkeiten,

6. die  Aufstellung,  Änderung,  Ergänzung  und  Aufhebung  von  Bauleitplänen  und
sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch,

7. Angelegenheiten,  die  im  Rahmen  eines  Planfeststellungsverfahrens,  eines
förmlichen Verwaltungsverfahrens  mit  Öffentlichkeitsbeteiligung  oder  eines
abfallrechtlichen, immissionsschutzrechtlichen,  wasserrechtlichen  oder  vergleichbaren
Zulassungsverfahrens zu entscheiden sind, sowie

8. Angelegenheiten, die ein gesetzeswidriges Ziel verfolgen.

(3) Das  Bürgerbegehren  muss  die  begehrte  Sachentscheidung  in  Form  einer  mit  Ja
oder Nein  zu  beantwortenden  Frage  und  eine  Begründung  mit  Kostenschätzung
enthalten; es  soll  bis  zu  drei  Personen  benennen,  die  berechtigt  sind,  das
Bürgerbegehren und  die  Unterzeichnenden  zu  vertreten.  Die  Verwaltung  der
Kommune ist  in  den  Grenzen  ihrer  Verwaltungskraft  ihren  Bürgern  bei  der  Einleitung
eines Bürgerbegehrens  behilflich.  Sie  teilt  den  Initiatoren  des  Bürgerbegehrens
schriftlich ihre  Einschätzung  der  mit  der  Durchführung  der  verlangten  Maßnahme
verbundenen Kosten mit und erteilt Auskünfte zur Sach- und Rechtslage.

(4) Das Bürgerbegehren muss von mindestens  10 v. H. der stimmberechtigten  Bürger



unterzeichnet sein, höchstens jedoch in Kommunen

1. mit bis zu 20 000 Einwohnern

von 1 000 stimmberechtigten Bürgern,

2. mit mehr als 20 000 bis zu 40 000 Einwohnern

von 2 000 stimmberechtigten Bürgern,

3. mit mehr als 40 000 bis zu 100 000 Einwohnern

von 3 000 stimmberechtigten Bürgern,

4. mit mehr als 100 000 bis zu 200 000 Einwohnern

von 5 000 stimmberechtigten Bürgern,

5. mit mehr als 200 000 Einwohnern von 7 500 stimmberechtigten Bürgern.

(5) Das  Bürgerbegehren  ist  mit  den  zu  seiner  Unterstützung  erforderlichen
Unterschriften bei  der  Kommune  schriftlich  einzureichen;  die  elektronische  Form  ist
ausgeschlossen. Richtet  sich  das  Bürgerbegehren  gegen  einen  Beschluss  der
Vertretung, muss  es  innerhalb  von zwei  Monaten  nach  der  ortsüblichen  Bekanntgabe
des Beschlusses eingereicht sein.

(6) Über  die  Zulässigkeit  des  Bürgerbegehrens  entscheidet  die  Vertretung  nach
Anhörung der  Vertretungsberechtigten  des  Bürgerbegehrens  unverzüglich,  spätestens
innerhalb von  sechs  Wochen  nach  Eingang  aller  für  die  Zulässigkeit  des
Bürgerbegehrens erforderlichen  Unterlagen,  in  öffentlicher  Sitzung.  Die
Vertretungsberechtigten des  Bürgerbegehrens  haben  ein  Anwesenheits-  und
Anhörungsrecht in allen Sitzungen der Vertretung und ihrer Ausschüsse, in denen das
Bürgerbegehren beraten  wird.  Die  Beratungen  der  Vertretung  und  ihrer  Ausschüsse
zum Bürgerbegehren sind öffentlich;  § 52 Abs. 2 findet Anwendung. Die Entscheidung
der Vertretung  über  die  Zulässigkeit  des  Bürgerbegehrens  ist  ortsüblich  bekannt  zu
geben. §  25  Abs.  6  gilt  entsprechend.  Ist  die  Zulässigkeit  des  Bürgerbegehrens
festgestellt, dürfen  bis  zur  Durchführung  des  Bürgerentscheids  eine  dem  Begehren
entgegenstehende Entscheidung  nicht  mehr  getroffen  und  dem  Begehren
entgegenstehende Vollzugshandlungen nicht vorgenommen werden, es sei denn, dass
zu diesem Zeitpunkt rechtliche Verpflichtungen der Kommune hierzu bestanden haben.

Das Bürgerbegehren  ist  zulässig,  wenn  alle  formellen  und  materiellen
Anforderungen erfüllt sind.

Die formellen Voraussetzungen wurden wie folgt erfüllt.

1. Das  Bürgerbegehren  muss  die  begehrte  Sachentscheidung  in  Form  einer  mit  Ja
oder Nein  zu  beantwortenden  Frage  und  eine  Begründung  mit  Kostenschätzung
enthalten; es  soll  bis  zu  drei  Personen  benennen,  die  berechtigt  sind,  das
Bürgerbegehren und die Unterzeichnenden zu vertreten.



Diese Anforderungen sind ebenfalls erfüllt.

Die Frage  " Sind  Sie  für  den  Erhalt,  die  Sanierung,  Ertüchtigung  der
bisherigen Kita  Mittelstraße  Raguhn  und  somit  für  den  Erhalt  des
Markeschen Platzes  als  unbebaute  öffentliche  Freifläche? " kann  mit  ja
oder nein beantwortet werden.

Es wurde eine Begründung, wie folgt, angegeben:
Der Standort  Mittelstraße  ist,  im  Vergleich  zum  Markeschen  Platz,  der
geeignetere Standort.  Der  Markesche  Platz  soll  als  unbebaute,
öffentliche Frei-  und  Spielfläche  erhalten  bleiben.  Die  Sanierung  des
bisherigen Standortes ist kostengünstiger als  der  beschlossene
Neubau auf dem Markeschen Platz.

Es wurde eine Kostenschätzung wie folgt angegeben:
Die Sanierung des bisherigen Standortes ist mit 3,7 Mio.  die 
kostengünstigste Variante.  Für  den  von  der  Stadt  beschlossenen  Neubau
durch die JWG auf dem Markeschen Platz werden  6,1  Mio.   genannt
(Beträge aus den  Finanzierungsmodellen/Finanzplan  der  Stadtverwaltung
vom 16.11.2020). Weitere Einsparungen sind sicher durch  den
Preiswettbewerb einer regulären Ausschreibung und durch bessere 
Planung zu erzielen.

Es sollen  bis  zu  3  Personen  benannt  werden,  die  berechtigt  sind,  das
Bürgerbegehren und die Unterzeichnenden zu vertreten.

Benannt wurden: Frau Davine Herrmann, Herr Eugen Justus sowie Herr 
Gunar Gebauer (Deren Anschriften sind den Unterschriftslisten zu 
entnehmen und werden in der BV nicht angegeben.)

2. Das  Bürgerbegehren  ist  mit  den  zu  seiner  Unterstützung  erforderlichen
Unterschriften bei  der  Kommune  schriftlich  einzureichen;  die  elektronische  Form  ist
ausgeschlossen. Richtet  sich  das  Bürgerbegehren  gegen  einen  Beschluss  der
Vertretung, muss  es  innerhalb  von zwei  Monaten  nach  der  ortsüblichen  Bekanntgabe
des Beschlusses eingereicht sein.

Diese Anforderungen sind ebenfalls erfüllt.

In seiner Sitzung am 30.09.2020 hat der Stadtrat mit B.-Nr. 47-2020 den 
Grundsatzbeschluss zur Wirtschaftlichkeitsuntersuchung Sanierung, 
Rückbau/Teilneubau oder vollständiger Neubau der Kita "Sonnenzauber" im
OT Raguhn gefasst. Die Veröffentlichung des Beschlusses erfolgte im 
Amtsblatt der  Stadt  Raguhn-Jeßnitz  am  30.10.2020.   Demnach  endete  die
Frist zur Einreichung des Bürgerbegehrens mit allen erforderlichen 
Unterlagen/Unterschriften nach 2 Monaten - demzufolge am 29.12.2020 um
24:00 Uhr. Eine Bürgerinitiative hat am 29.12.2020 um 14.00 Uhr 
fristgerecht 1179 Unterschriften abgegeben.

Alle eingegangenen  Unterschriften  wurden  durch  das  Einwohnermeldeamt
einer Prüfung auf Gültigkeit unterzogen.
Das Bürgerbegehren kann nur von Bürgern unterzeichnet werden, die am 
Tag des Eingangs des Antrages (29.12.2020)  stimmberechtigt  sind.  Für die
Feststellung der  Zahl  der  gültigen  Unterschriften  ist  das  Wählerverzeichnis
mit Stand 29.12.2020 maßgeblich. Demnach waren am besagten Tag 



ingesamt 7.910 Bürger stimmberechtigt. Das Bürgerbegehren muss von 
mindestens 10 v.H. der stimmberechtigten Bürger unterzeichnet sein > 
somit von 791 Bürgern.

Das Ergebnis der Unterschriftenüberprüfung lautet wie folgt:
Anzahl gültiger Unterschriften: 1061
Anzahl ungültiger Unterschriften: 118

Damit wurde  die  Mindestanzahl  von  791  gültigen  Unterschriften  erreicht  und  auch
überschritten.

Die materiellen Voraussetzungen wurden wie folgt erfüllt.

1. Zunächst muss es sich um eine Anlegenheit der Kommune handelt.

Diese Anforderung ist erfüllt.

Mit Beschluss-Nr. 47-2020 vom 30.09.2020 hat der Stadtrat Raguhn-Jeßnitz
als Träger der Kindertageseinrichtung Sonnenzauber in der Ortschaft 
Raguhn den Beschluss zum Neubau einer Kita gefasst und auch die 
Standortfrage abschließend  geklärt.  Es  handelt  sich  um  eine  Aufgabe  des
eigenen Wirkungskreises der Kommune im Sinne von § 5 Abs. 1 KVG LSA.
Die Stadt Raguhn-Jeßnitz ist § 9 Abs. 1 Nr. 1 KiFöG LSA Träger der 
Kindertagseinrichtung Es soll eine Baumaßnahme im Stadtgebiet 
durchgeführt werden.

2. Gegenstand  eines  Bürgerbegehrens  können  Angelegenheiten  des  eigenen
Wirkungskreises der  Kommune  sein,  die  in  der  Entscheidungszuständigkeit  der
Vertretung liegen  und  zu  denen  nicht  innerhalb  der  letzten  zwei  Jahre  ein
Bürgerentscheid durchgeführt worden ist. Ein Bürgerbegehren ist unzulässig über:

1. die innere Organisation der Verwaltung der Kommune,

2. die  Rechtsverhältnisse  der  ehrenamtlichen  Mitglieder  der  Vertretung,  des
Hauptverwaltungsbeamten, des  Bürgermeisters  der  Mitgliedsgemeinde  einer
Verbandsgemeinde und der Beschäftigten der Kommune,

3. die  Haushaltssatzung,  einschließlich  der  Haushaltspläne  oder  der
Wirtschaftspläne der  Eigenbetriebe,  die  kommunalen  Abgaben  und  die  Tarife
der Versorgungs- und Verkehrsbetriebe der Kommune,

4. die  Feststellung  des  Jahresabschlusses  der  Kommune  und  der
Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe und des Gesamtabschlusses,

5. Entscheidungen über Rechtsbehelfe und Rechtsstreitigkeiten,

6. die Aufstellung,  Änderung,  Ergänzung und Aufhebung  von Bauleitplänen  und
sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch,

7. Angelegenheiten,  die  im  Rahmen  eines  Planfeststellungsverfahrens,  eines
förmlichen Verwaltungsverfahrens  mit  Öffentlichkeitsbeteiligung  oder  eines
abfallrechtlichen, immissionsschutzrechtlichen,  wasserrechtlichen  oder
vergleichbaren Zulassungsverfahrens zu entscheiden sind, sowie



8. Angelegenheiten, die ein gesetzeswidriges Ziel verfolgen.

Diese Anforderungen sind ebenso erfüllt aus folgenden Gründen:

Die Beschlussfassung  zur  Errichtung  eines  Neubaus  einer  Kindertagesstätte  mit  Hilfe
der JWG  auf  dem  Gebiet  der  Stadt  Raguhn-Jeßnitz  (Markescher  Platz  in  Raguhn)
gehört zu den Aufgaben des eigenen Wirkungskreises  i.  S. von § 5 Abs. 1 KVG LSA.
Die Bereitstellung  einer  Kinderbetreuung  gehört  zu  den  Pflichtaufgaben  einer
Gemeinde. Die Stadt  Raguhn-Jeßnitz ist  Träger der genannten Einrichtung i. S. von §
9 Abs. 1 Nr. 1 KiFöG LSA.

Das Bürgerbegehren richtet sich nicht gegen einen Beschluss, der die Punkte 1-8 zum
Gegenstand hatte.  Zwar  wurde  im  Jahre  2015/2016  ein  Beschluss  zur  Aufstellung
eines Bebauungsplanes  für  die  Errichtung  einer  Kita  gefasst,  in  Folge  dessen  die
Satzung über den B-Plan in Kraft  trat, jedoch beantragt die Bürgerinitiative nicht,  dass
der B-Plan aufgehoben wird.
Vielmehr geht  es  im  Bürgerbegehren  um  die  tatsächliche  Bauausführung,  finanzielle
Aspekte und  die  Standortfrage.  Nach  Rücksprache  mit  der  Kommunalaufsicht  des
Landkreises handelt  es  sich  in  dieser  Angelegenheit  NICHT  um  eine  für  ein
Bürgerbegehren unzulässige Angelegenheit.
Auch wenn  ein  rechtskräftiger  Bebauungsplan  für  den  Markeschen  Platz  in  Raguhn
zum Zwecke  eines  Kita-Neubaus  besteht,  so  richtet  sich  das  Begehren  der  Bürger
nicht gegen  die  Satzung  zum  Bebauungsplan  sondern  gegen  die  Ausführung,  den
Neubau, selbst.

Somit sind  aus  Sicht  der  Verwaltung  alle  Voraussetzungen  gegeben,  um  das
Bürgerbegehren als zulässig zu erachten.

Nach §  26  (6)  KVG  LSA  entscheidet  über  die  Zul ässigkeit des  B ürgerbegehrens die
Vertretung nach Anh örung der  Vertretungsberechtigten  des  B ürgerbegehrens
unverzüglich, spätestens innerhalb  von  sechs  Wochen  (spätestens  am  08.02.2021)
nach Eingang  aller  f ür die  Zul ässigkeit des  B ürgerbegehrens erforderlichen
Unterlagen, in öffentlicher Sitzung.

Die Vertretungsberechtigten  des  B ürgerbegehrens haben  ein  Anweser heits- und
Anhörungsrecht in  allen  Sitzungen  der  Vertretung  und  ihrer  Aussch üsse, in
denen das  B ürgerbegehren beraten  wird. Die  Beratungen  der  Vertretung  und  ihrer
Ausschüsse zum Bürgerbegehren sind öffentlich.

Die Entscheidung  der  Vertretung  über  die  Zulässigkeit  des  Bürgerbegehrens  ist
ortsüblich bekannt zu geben. § 25 Abs. 6 gilt entsprechend.

Hält der  Stadtrat  das Bürgerbegehren für  zulässig,  ist  innerhalb  von 3 Monaten  nach
Beschlussfassung zur Zulässigkeit ein Bürgerentscheid durchzuführen.

Ist die Zulässigkeit  des Bürgerbegehrens festgestellt,  dürfen bis zur Durchführung des
Bürgerentscheids eine dem  Begehren  entgegenstehende  Entscheidung  nicht
mehr getroffen und dem Begehren entgegenstehende Vollzugshandlungen nicht
vorgenommen werden,  es  sei  denn,  dass  zu  diesem  Zeitpunkt  rechtliche
Verpflichtungen der Kommune hierzu bestanden haben.
  


